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„Auch aus Steinen, 
die Dir in den Weg gelegt werden, 
kannst Du etwas Gutes bauen.“
 
Erich Kästner
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Geschichte der Menschen mit Behinderung  

Über die Jahrtausende hinweg wurden Menschen mit Behinderung 
in der bekannten Welt meist ausgegrenzt oder vorgeführt. Fehlende 
Rechte erschwerten es ihnen fast immer am gesellschaftlichen Le-
ben teilzuhaben.

Es gab nur einige wenige Ausnahmen: Bei den indigenen Völkern in 
Nord- und Südamerika z. B. galten geisteskranke Menschen als von 
den Göttern besonders gesegnet. Ähnliches galt in der Antike für Epi-
leptiker. So ist bekannt, dass Alexander der Große, Julius Cäsar u. a. 
große Feldherren unter Fallsucht litten und daher als von den Göttern 
auserwählt galten. Aber sie waren die Ausnahme, nicht die Regel. 

Steinzeit
Archäologische Funde aus der Steinzeit beweisen, dass für unsere 
Vorfahren Inklusion überlebenswichtig war. Beispielhaft dafür ist 
der Knochenfund eines Kindes, das wegen einer schweren Kopfver-
letzung vermutlich behindert war. Ohne die Pflege von Erwachse-
nen, meinen Forscher, hätte es nicht so alt werden können. Unsere 
Vorfahren, so die Wissenschaftler, waren fürsorglich und sozial. Fun-
de aus der Zeit der Neandertaler belegen, dass Menschen mit einer 
Beeinträchtigung, schweren Verletzungen oder Behinderung nicht 
nur gut gepflegt wurden, sondern ein stetiger Bestandteil der Grup-
pe waren und überall mithin genommen wurden. 

Das alte Ägypten
Inklusion war in der ältesten bekannten Hochkultur der Welt, im al-
ten Ägypten, selbstverständlich. In seinem Gesetzeswerk „Lehren 
des Lebens“, schrieb Pharao Amenemope ca. 1000 v.  Chr.: „Lache 
nicht über einen Blinden, verspotte nicht einen Zwerg und ver-
schlimmere nicht den Zustand eines Lahmen“. In diesem Gesetz 
wurde festgelegt, dass Menschen mit Beeinträchtigungen aller Art 
allen anderen Menschen gleichgestellt sind. 

Im ägyptischen Reich vor über 3000 Jahren galt: Auch der behinder-
te Mensch ist ein von den Göttern erschaffenes Wesen und damit 
allen anderen Menschen gleich. Menschen mit Beeinträchtigungen 

Überleben
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waren geschätzt, hatten dieselben Rechte wie alle anderen und be-
kleideten z. T. hohe Ämter in der Priesterschaft, als Schreiber und 
Beamte. Die Nichtbeachtung dieser Gesetze wurde je nach Schwere 
sogar mit dem Tode bestraft. Menschen mit Beeinträchtigungen 
wurden wertgeschätzt. 

Wert und Wertigkeit
Während in der ägyptischen Hochkultur Menschen mit Behinde-
rung als wertvolle Mitglieder der Gesellschaft wertgeschätzt wur-
den, galten im alten Griechenland und später auch im Römischen 
Reich andere Maßstäbe. 

Griechenland
Die Ansicht über Menschen mit Beeinträchtigungen verändert sich 
drastisch mit dem Aufstieg und Vordringen Griechenlands als „Welt-
macht“. Ab 400 v. Chr. wurden Menschen mit Beeinträchtigungen 
nur noch nach ihrer sozialen Brauchbarkeit für die Gesellschaft be-
urteilt. 

Körperliche Behinderungen
Körperbehinderungen waren eine Familienangelegenheit, die für 
die betroffenen Menschen natürlich Konsequenzen hatten. Sie 
wurden kommentiert und verspottet. Aber es gab durch die vielen 
Kriege auch viele Menschen mit unterschiedlichsten sichtbaren Be-
hinderungen: Kinder mit Klumpfuß und Rachitis, Kriegsveteranen 
mit unterschiedlichsten Verletzungen, spastisch Gelähmte sowie 
Menschen mit sonstigen körperlichen Einschränkungen, verursacht 
durch die noch nicht vorhandenen Impfungen und Antibiotika. 
Körperliche Beeinträchtigungen waren für viele Menschen im alten 
Griechenland fast normal. Aber auch ihr „Wert“ bestimmte sich nach 
ihrer vorhandenen Einsatzfähigkeit für die Gesellschaft. Ein großer 
Teil der Bevölkerung bestand aus Menschen mit chronischen kör-
perlichen Beeinträchtigungen. Unterstützung und Betreuung pfle-
gebedürftiger Menschen war nicht die Aufgabe des Staates, son-
dern der Familie. 

Nicht sichtbare Behinderungen
Die Griechen, die die Ideale der körperlichen und geistigen Tüchtig-
keit verehrten, empfanden Menschen mit körperlicher Behinderung 
als unangenehm und achteten sie deshalb sehr gering. Aber Men-
schen, die wegen ihrer sinnes- oder geistigen „Ausstattung“ oder 
ihres Aussehens dem Staat und der Gesellschaft nicht dienen oder 
gar kämpfen konnten, galten für Staat und Gesellschaft als unnütz 
und „teuer“ und hatten kein Lebensrecht. 
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Große Denker und ihre Eugenik 
Einige der großen Denker ihrer Zeit äußerten sich zu Behinderung 
wie folgt.  „Der Gesetzgeber muss aber auch darauf achten, dass die 
Neugeborenen körperlich nach seinen Vorstellungen geraten“, aus 
Aristoteles Politik 1335a. „Zur Aussetzung oder dem Aufziehen der 
Neugeborenen soll ein Gesetz vorschreiben, dass man kein behin-
dertes Kind aufziehen darf“, aus Aristoteles Politik 1335b. Und Platon 
empfahl dem Staat sogar, verkrüppelte Kinder verhungern zu las-
sen.1 

Griechenland 
Der griechische Philosoph Plutarch berichtete, dass kranke oder 
missgebildete Kinder in die Schluchten des Berges Taygetos gewor-
fen und so entsorgt wurden. Die Tötung aller behinderten Neugebo-
renen wurde in Sparta zum allgemeinen Interesse des Gemeinwohls 
erklärt und gesetzlich vorgeschrieben.2 

Die römische Antike
Das antike Rom war in manchen Zeiten Menschen mit Behinderun-
gen gegenüber etwas toleranter. So kamen sogar drei behinderte 
Kaiser an die Macht: Caesar (Epilepsie), Augustus (verkrüppelt durch 
Kinderlähmung) und Claudius (Sprachfehler). Aber auch in der rö-
mischen Antike wurde das Leben eines Menschen zuallererst nach 
seiner Brauchbarkeit und seinem Nutzen für die Gesellschaft defi-
niert. Der hochgeschätzte römische Politiker und Philosoph Seneca 
schrieb ca. 60 v. Chr.: „Es ist nicht Zorn, sondern Vernunft, das Un-
brauchbare vom Gesunden zu trennen.“ (Seneca zit. nach Mattner 
2000, 19 f.)3, 4 Und weiter: Man sollte „ungestaltete Geburten“ und 
Kinder, wenn sie „gebrechlich und missgestaltet zur Welt kommen“ 
ersäufen und wie tolle Hunde umbringen, damit sie nicht wie kran-
kes Vieh die Herde anstecken.5 

Das Leben von Menschen mit Behinderung hing also in erster Linie 
von ihren familiären Verhältnissen – besonders dem Wohlwollen des 
Vaters – und ihrem sozialen Umfeld ab. Fehlte die Unterstützung der 
eigenen Familie, mussten sie betteln gehen oder wurden – ähnlich 
wie uneheliche oder weibliche Kinder – ausgesetzt, getötet oder zur 
Belustigung der Massen vorgeführt. 

Das Mittelalter
Im Mittelalter wurden mit der Ausbreitung des Christentums nach 
dem Prinzip der „Nächstenliebe“ erste gesetzlich geregelte „Armen-
pflegeheime“ gegründet, in denen teilweise auch Menschen mit 
Behinderung untergebracht und betreut werden durften. Meist 
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aber wurde Behinderung als „Strafe Gottes“ für sittliche Verfehlun-
gen oder schlimmer als „Teufelsbesessenheit“ angesehen. Wenn sie 
Glück hatten, wurden Menschen mit Beeinträchtigungen nur ver-
stoßen. Besonders „abartige“ Behinderungen wurden auf sogenann-
ten Narrenmärkten als Attraktion gezeigt. Die meisten mussten aber 
verhungern, verdursten, wurden erschlagen, endeten im Gefängnis 
oder im Feuer.

Der Sachsenspiegel
Als Mittelalter versteht man die Zeit zwischen Antike und Neuzeit, 
also zwischen 500 und 1500 n. Christ. In dieser Zeit veränderten sich 
Einstellung und Gesetze gegenüber Krankheit und Behinderungen 
zum Teil erheblich. Der Sachsenspiegel ist der wichtigste überliefer-
te Rechtstext des Mittelalters und ist ein illustriertes Rechtebuch, das 
eine Mischung aus mythischen und religiösen Vorstellungen ent-

Auf diesem Holz-
schnitt ist die heilige 
Sabina abgebildet. 
Sie gibt ein Almosen. 
Das Kunstwerk ist aus 
der Werkstatt von  
Johann Baemler, 
Augsburg 1473.

Der Sachsenspiegel 
gilt als bedeutends-
tes mittelalterliches 
Rechtsbuch der  
Deutschen. Die 
Rechtsvorschriften 
werden von Miniatur-
malereien illustriert.

Die im Sachsenspie-
gel aufgezeichneten 
Rechtsnormen gal-
ten noch teils bis ins 
19. Jahrhundert hin-
ein. Einzelne Bestim-
mungen sind noch 
heute in den bürger-
lichen Gesetzbüchern 
zu finden.
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hält. Nach der Rechtsprechung des Sachsenspiegels musste bewie-
sen werden, wer als handlungs-, rechts-, lebens- und erbfähig galt.6

 
Gesundheit musste im Mittelalter bewiesen werden 
Die Menschen mussten ihre körperliche Leistungsfähigkeit und Ge-
sundheit häufig unter Beweis stellen. Behinderungen und Krankhei-
ten galten als Strafe Gottes. Die Lebenssituation einiger Menschen 
verschlechterte sich, die Situation anderer verbesserte sich im Ver-
gleich zu früher. Frauen mit Behinderungen konnten den Vorwurf, 
vom Teufel besessen zu sein, manchmal schon dadurch entkräften, 
dass sie zur Kirche gingen. Männer, denen eine Krankheit nachge-
sagt wurde, konnten versuchen, ihre Leistungsfähigkeit zu bewei-
sen, indem sie ohne Hilfe auf ein Pferd stiegen. Die Lage von Kin-
dern, die eine Körperbehinderung hatten, war schlimm: Sie durften 
misshandelt oder getötet werden, da ihnen eine Nähe zum Teufel 
unterstellt wurde. Diese Vorstellung vertrat auch Martin Luther noch 
zu Beginn der Neuzeit.7

Fürsorge und Armenpflege im Mittelalter 
Die christlichen Kirchen gewannen im heutigen deutsch-sprachigen 
Gebiet immer mehr Einfluss. Dadurch änderte sich die Einstellung 
vieler Menschen zu Krankheiten und Behinderung und das verän-
derte auch die Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderun-
gen und die Rechtsprechung: Die Idee der sozialen Fürsorge und der 
gesetzlich geregelten „Armenpflege“ setzte sich im Laufe des Mit-
telalters zunehmend durch. Erste spezielle Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderungen entstanden. Für bestimmte Personen-

Blick in den Kranken-
saal eines mittel-
alterlichen Spitals. 
Nonnen kümmern 
sich um mehrere er-
krankte Personen.
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gruppen war es dennoch schwierig, aufgrund ihrer Behinderung ein 
gutes Leben zu führen: Für arme Menschen, für Frauen und Kinder, 
für Menschen jüdischen Glaubens und andere. Ganz anders war die 
Situation für christliche Männer, die in Kriegen verwundet wurden, 
wie zum Beispiel Götz von Berlichingen und für reiche, angesehe-
ne Männer wie Karl VI. Sie hatten größere Handlungsspielräume und 
mehr Möglichkeiten, ihr Leben zu gestalten.8

Behinderung als Jahrmarktsattraktion im Mittelalter 
In dieser Zeit entstand auch das Handwerk der Gaukler und Hof-
narren. Menschen, die keiner anderen Arbeit nachgehen konnten, 
arbeiteten häufig in diesen Berufen. Menschen mit besonderen Kör-
pern hatten häufig keine andere Möglichkeit Geld zu verdienen, als 
sich auf Jahrmärkten als sogenannte „Missgeburten“ oder „Krüppel“ 
zur Schau stellen zu lassen. 9 

In der Neuzeit
Die Neuzeit ist die Zeit zwischen 1500 n. Chr. und dem Anfang des 
20. Jahrhunderts. Besonders die verheerenden Kriege, (30-jähriger 
Krieg u.v.a.m) und die europaweiten Pest-, Diphterie- und Cholera-
Erkrankungen sorgten für immens viele neue Personengruppen mit 
Beeinträchtigungen. 

Erste staatliche Einrichtungen in der Neuzeit 
In Europa setzt sich zunehmend das weltliche gegen das christliche 
Weltbild durch. Krankheit wird immer seltener als Strafe Gottes und 
immer öfter als medizinisches Problem betrachtet. In vielen Ländern 
findet ein Umdenken statt. In Europa wird dieses veränderte Denken 

�„Die Krüppel“ ist von 
Pieter Bruegel der  
Ältere gemalt.  
Es stellt fünf Perso-
nen ohne Beine mit 
Krücken dar. Das Bild 
hängt im Louvre in 
Paris.
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mit dem Begriff „Moderne“ beschrieben. Zu den bestehenden kirch-
lichen Institutionen wie den Waisenhäusern für Kinder oder der so-
genannten Armenpflege kamen nun auch staatliche Einrichtungen 
hinzu. Auch die beginnende Landflucht trug dazu bei, dass ganze Fa-
milienverbände auseinanderbrachen und behinderte Familienmit-
glieder in staatlichen Einrichtungen versorgt werden mussten. 

Die Wiederherstellung der Arbeitskraft in der Neuzeit
Besonders um die im 30-jährigen Krieg verletzten Soldaten wurde 
sich gekümmert. Viele von ihnen hatten Gliedmaßen verloren und 
konnten nicht mehr arbeiten. Für diese oft jungen Männer wurden 
neue Einrichtungen aufgebaut, in denen sie Unterstützung erhiel-
ten. Ziel war es, ihre Arbeitsfähigkeit wiederherzustellen. Diese Ein-
richtungen sollten dazu beitragen, möglichst viele Menschen wie-
der arbeitsfähig zu machen, um soziale Unruhen in der Bevölkerung 
zu vermeiden. 

Die Folgen der Industrialisierung in der Neuzeit
Kriegsfolgen, Krankheiten und Hungersnöte trieben viele Men-
schen, auch mit Behinderung, in die Städte. Mit Beginn der indus-
triellen Revolution ab etwa 1760 veränderten sich die Arbeitsbe-
dingungen drastisch. Viele Handwerksbetriebe, wie z. B. Webereien, 
verarmten, weil Maschinen die Arbeit schneller und billiger mach-
ten. Immer mehr Menschen arbeiteten in Fabriken und nicht zu-
sammen mit der eigenen Familie in Handwerksbetrieben oder der 
Landwirtschaft. Eine Folge dieser Entwicklung war, dass immer we-
niger Menschen mit Beeinträchtigungen von ihren Familien unter-
stützt werden konnten. Gleichzeitig litten die in den industrienahen 
Wohngebieten lebenden Menschen unter neuen Krankheiten und 
Behinderungen, die durch die häufig schlechten hygienischen Be-
dingungen hervorgerufen wurden. 

�Die Abbildung 
„Eine Blumen- 
manufaktur“  
befindet sich in der 
Enzyklopädie  
Diderots. 
Kupferstich, erstellt: 
1765
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Die Neuzeit: Menschen werden in Gruppen eingeteilt 
Die Arbeitskraft des Einzelnen zu erhalten, war für den Staat wichti-
ger geworden. Entsprechend änderten sich auch die Politik und die 
Gesetze. Das soziale System wurde ausdifferenziert. Mediziner und 
Politiker begannen unterschiedliche Zielgruppen und Unterstüt-
zungsleistungen für Menschen zu unterscheiden: Männer, Frauen, 
Kinder, Arme und Reiche, arbeitende und arbeitslose Menschen hat-
ten unterschiedliche Möglichkeiten, Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. Ansprüche auf staatliche Leistungen waren häufig daran 
gebunden, ob jemand in Zukunft wieder arbeiten konnte. Kriegs-
verletzte Männer wurden rehabilitiert und als Arbeitskräfte wieder 
eingesetzt. Andere Menschen mit Behinderung, z.  B. körperbehin-
derte Frauen, Kinder und Männer, wurden durch die Preußische 
Armengesetzgebung von 1891 von medizinischer Versorgung, von 
Ausbildung und beruflicher Rehabilitation ausgeschlossen. Diese 
Unterscheidungen führten am Ende der Neuzeit zur Gründung von 
Vereinen und Anstalten der Irren-, Krüppel- und Gebrechens Fürsor-
ge. Die Sozialgesetze wie das Krankenversicherungsgesetz (1883), 
Unfallversicherungsgesetz (1884), Invaliditäts- und Altersversiche-
rungsgesetz (1889) entstanden.10 

Das Recht des Stärkeren
Bereits Anfang des 19. Jahrhunderts wurde von dem britischen Pfar-
rer und Ökonom Thomas Robert Malthus die Theorie aufgestellt, dass 
die Industrialisierung schuld an der sich rasant entwickelnden Über-
bevölkerung sei und die damit verbundene Nahrungsmittelknapp-
heit zu einem naturbezogenen Kampf ums Dasein führt. Charles Dar-
win übernahm für seine Evolutionstheorie diese Annahme und setzte 
tierisches und pflanzliches natürliches Verhalten mit dem menschli-
chen Verhalten der englischen Gesellschaft in seiner Zeit gleich.

24. November 1859:  
Die Lehre von der Entstehung der Arten
Das Buch „Die Entstehung der Arten durch natürliche Zuchtauswahl 
oder die Erhaltung der begünstigten Rassen im Kampf ums Dasein“ 
von Charles Darwins erscheint.
Ich zitiere daraus: „Die Erhaltung der günstigen Verschiedenen und 
Abänderung der Einzelwesen und die Vernichtung der Schädlichen 
habe ich natürliche Auslese oder das Überleben der Tauglichen ge-
nannt …“11 

Der Kampf ums Dasein
Die industrielle Revolution brachte folgenschwere und dauerhafte 
Veränderungen mit sich. Die vorher überwiegend ländliche Bevöl-
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kerung verarmte größtenteils und floh in die Städte. Der Kampf um 
Arbeit und Existenzsicherung bestimmte ab sofort das Leben und 
Überleben der sogenannten unteren Klassen. 
Der Begriff des Sozialdarwinismus entsteht. 

Die Entstehung des Sozialdarwinismus
Die Grundlage des frühen Sozialdarwinismus war das Nichteingrei-
fen des Staates in die Geschicke sozial schwacher Menschen und die 
These, dass nur der Markt alles regeln könne, dürfe und solle. 
Überleben sollten dadurch nur die Stärksten, da nur sie den Anfor-
derungen der Gesellschaft, der Wirtschaft und des Lebens gewach-
sen seien, sich durchsetzen könnten und so die Gesellschaft voran-
bringen würden. 

Krankheit und Behinderung im beginnenden  
Sozialdarwinismus
Am Anfang des 20. Jahrhunderts bis 1933, besonders nach dem Ers-
ten Weltkrieg, kümmerte man sich zunehmend um die medizinische 
Versorgung und psychiatrische Betreuung von behinderten oder 
chronisch kranken Menschen. Parallel dazu befasste sich die soge-
nannte „Krüppelpädagogik“ mit den Ursachen von Krankheit und 
Behinderung. Kinder und Jugendliche durften nun auch zur Schule 
gehen, allerdings streng getrennt von nicht behinderten Kindern.12 

1868: „Natürliche Schöpfungsgeschichte“
1868 veröffentlicht der deutsche Zoologe Ernst Haeckel seine „Na-
türliche Schöpfungsgeschichte“ und überträgt als erster die Theo-
rie vom Kampf ums Dasein auf die Völkergeschichte. Dabei nimmt 
er die künstliche Auslese lebensunwerten Lebens mit in sein Werk 
auf. Aufgrund seiner Überlegungen zur „künstlichen Züchtung“ des 

Links ist ein Porträt 
von Charles Darwin. 
Rechts zeigt die erste 
Skizze des Stamm-
baums, die Darwin 
erstellt hat.
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Menschen in modernen Gesellschaften gilt er als Wegbereiter der 
Eugenik13 und Rassenhygiene14 in Deutschland. Nationalsozialis-
tische Ideologen zogen Ausschnitte seiner Aussagen später als Be-
gründung für ihren Rassismus15 und Sozialdarwinismus16 heran. 

1895: „Natürliche Auslese und Rassenverbesserung“
Der britische Arzt und Professor für Physiologe John Berry Haycraft 
veröffentlicht sein Buch „Natürliche Auslese und Rassenverbesse-
rung“.17 

22. Juni 1905
Der deutsche Arzt und Rassenforscher Alfred Ploetz gründet in Ber-
lin die „Gesellschaft zur Rassenhygiene“.17/1 Diese Gesellschaft wollte 
die „Rassenhygiene“ als Wissenschaft begründen und trug stark zu 
ihrer Etablierung in Deutschland bei. Besonders intensiv setzte sich 
Ploetz für die Umsetzung folgender Themen ein: 
•  �Die Armut der unteren Bevölkerungsschichten muss unter allen 

Umständen erhalten bleiben, dient sie doch zur ökonomischen 
Ausjäte unwerten Lebens.

•  �Der Kampf ums Dasein darf nicht durch eine gültige Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung beeinträchtigt werden.

Haeckel gilt als Wegbereiter der Erbgesundheitsforschung, -lehre 
und -pflege sowie der Rassenhygiene in Deutschland. 

�Ernst Haeckel:  
Natürliche Schöp-
fungsgeschichte,  
Gemeinverständliche 
wissenschaftliche 
Vorträge über die 
Entwicklungslehre 
im Allgemeinen und 
diejenige von Darwin, 
Goethe und Lamarck 
im Besonderen, über 
die Anwendung  
derselben auf den Ur-
sprung des Menschen 
und andere damit 
zusammenhängende 
Grundfragen der  
Naturwissenschaft. 
1868, Foto H.-P. Haack

Deutsche Ausgabe: 
„Natürliche Auslese 
und Rassenverbesse-
rung“ von John  
B. Haycraft, Verlag:  
Leipzig: Georg  
H. Wigand., 1895
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Eugenik und Rassenhygiene
Rassenhygiene ist die deutsche Version von Eugenik. Grundgedanke 
der Rassenhygiene ist die individuelle Gesundheitshygiene. Es galt 
der Grundsatz, dass die Pflege und Heilung von Kranken, die Sorge 
um Behinderte zwar gut für den Betroffenen seien, aber schlecht für 
die Rasse. Die Nazis erklärten die Grundsätze der Rassenhygiene bei 
ihrer Machtübernahme zur offiziellen Politik. Es wurden eigene Kam-
pagnen zur Last, die die Gesellschaft an den „Erbkranken“ zu tragen 
habe, entwickelt und durchgeführt.18 
Das Grundkonzept der Nazis war Sozialdarwinismus. 

1920: „Die Freigabe zur Vernichtung lebensunwerten  
Lebens“
Die Veröffentlichung des Buches „Die Freigabe zur Vernichtung le-
bensunwerten Lebens“ des Psychiaters Alfred Hoche und des Straf-
rechtlers Karl Binding wird die Diskussion über die Akzeptanz le-
bensunwerten Lebens ausdehnen. Die Autoren verbreiteten die 
Meinung, dass Menschen einen unterschiedlichen Wert haben. Bis 
dahin gab es bereits viele Zwangssterilisationen, allerdings ohne ge-
setzliche Grundlage.19 

Dieses Buch regte auch Überlegungen an, das menschliche Leben 
an wirtschaftlicher Rentabilität zu messen und damit die Ermordung 
von kranken oder behinderten Menschen zu rechtfertigen. Mit ihren 
Thesen lieferten Hoche und Binding die zentrale programmatische 
Grundlage für die NS-„Euthanasie“. Der aus dem Altgriechischen 
stammende Begriff bedeutet eigentlich „schöner Tod“, und wurde 
von den Nationalsozialisten als Umschreibung der systematischen 
Ermordung von Menschen mit Behinderungen, psychischen Krank-
heiten und sozialen Stigmata gebraucht. 

Ausstellungstafel 
aus der Ausstellung 
„Wunder des Lebens“ 
in Berlin, März 1935.

Auf der Tafel steht: 
So würde es enden. 
Qualitativer Bevöl-
kerungsanstieg bei 
zu schwacher Fort-
pflanzung der Höher
wertigen / Nach 
Burgdörfer‚ Volk ohne 
Jugend‘. / So wird es 
kommen, wenn Min-
derwertige 4 Kinder 
und Höherwertige  
2 Kinder haben. 
Bundesarchiv, Bild 
102-16748 / Georg 
Pahl / CC-BY-SA 3.0
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1929
Auf dem Reichsparteitag der NSDAP verkündete Hitler, dass die 
Pflege von Kranken und Schwachen den natürlichen Auslesepro-
zess unterbindet und unter allen Umständen verhindert werden 
muss. Nutzen und Brauchbarkeit eines Menschen für die Gesell-
schaft steht ab sofort wieder an erster Stelle.20  

30. Januar 1933
Hitler wird Reichskanzler und Göring spricht schon im März 1933 
vom Kampf gegen den „Schmutz der Gesellschaft.“ 

�Berufung Hitlers  
zum Reichskanzler,  
30. Januar 1933. Das 
neue Reichskabinett: 
1. R. v. l. n. r.: Minis-
terpräs. H. Göring, 
Reichskanzler  
A. Hitler, Vizekanzler  
v. Papen. 2. R. v. l. n. r.:  
Reichsminister v. 
Schwerin-Krossik, 
Reichsinnenminister 
Dr. Frick, Reichswehr-
minister v. Blomberg, 
der ehem. Reichs-
ernährungsminister 
Dr. Hugenberg. 

Plakat einer Aus-
stellung des Reich
nährstandes über  
„Rassenhygiene“ mit 
der Aufschrift: 

„Hier trägst Du mit. 
Ein Erbkranker kostet 
bis zur Erreichung des 
60. Lebensjahres  
im Durchschnitt 
50.000 RM.“ 

In: Volk und Rasse,  
Illustrierte Monats-
zeitschrift für deut-
sches Volkstum 10 
(1936), S. 335.
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14. Juli 1933
Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 
tritt in Kraft. Es schuf die Grundlage für die Zwangssterili-
sation von rund 500.000 Menschen.21 

Das Sterilisationsgesetz gilt für: 
• � �Angeborenen Schwachsinn , Schizophrene,  

Manisch-Depressive 
• � Epileptiker, Chorea Huntington 
• � Erbliche Blind- und Taubheit 
• � Schwere erbliche körperliche Missbildungen 

NS-Propaganda: Der Wert eines Menschen  
mit Behinderung

18. Oktober 1935
Das „Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen 
Volkes“ wird als Ergänzung der Nürnberger Rassenhygienegeset-
ze erlassen. Mit den Gesetzen „Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ und dem „Gesetz zum Schutze der Erbgesund-
heit des deutschen Volkes“ haben die Nazis mit ihrer Idee von „Ras-
senhygiene“ schon frühzeitig eine Basis geschaffen, um alle „Ballast-
existenzen“ zu vernichten. 

�Nazi-Propaganda: Um ihren Massenmord an 
Kranken und Behinderten zu rechtfertigen, ver-
teilte die NS-Führung Material wie diesen Ver-
gleich der Lebenshaltungskosten eines Erbkran-
ken und einer „erbgesunden Familie“.
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Der Euthanasiebefehl
Die „Euthanasie“-Aktionen der Nazis fanden parallel zueinander 
statt. Angeblich soll Hitler im Frühjahr 1939 das Schreiben eines Va-
ters erhalten haben, der um die Tötung seines behinderten Kindes 
bat. Hitler ermächtigte den Leiter der „Kanzlei des Führers“, Philipp 
Bouhler, und seinen Leibarzt, Karl Brandt, das Kind zu töten und in 
ähnlichen Fällen genauso zu verfahren. Vorbereitet und organisiert 
wurde der systematische Massenmord von der Führungselite der 
„Kanzlei des Führers“ und Ärzten. Zur Tarnung wurde der „Reichs-
ausschuss zur wissenschaftlichen Erfassung von erb- und anlagebe-
dingten schweren Leiden“ gegründet, unter dessen Namen sie die 
Morde erfassten und verüben ließen.22

Runderlass vom 18. August 1939 und Beginn der  
„Kinder-Euthanasie“
Ein zentrales Dokument für die „Kinder-Euthanasie“ war der streng 
vertrauliche Runderlass des Reichsinnenministeriums vom 18. Au-
gust 1939. Er verpflichtete Ärzte und Hebammen, Kleinkinder und 
Säuglinge mit bestimmten „schweren, angeborenen Leiden“ beim 
Reichausschuss zu melden. Entsprechend verfügten die Nazis die 
zwangsweise Registrierung aller Geburten von physisch und psy-
chisch behinderteten Kindern bis zum 3. Lebensjahr. Später wurde 
das Alter auf 16 Jahre hochgesetzt. 

In den sogenannten „Kinderfachabteilungen“ der Heilkliniken wur-
den die Kinder anschließend für Experimente missbraucht und 
durch eine Injektion oder Verhungern getötet. Die Zahl der Opfer 
dieser „Kinder-Euthanasie“ wird bis 1945 auf bis zu 8.000 geschätzt. 
Jedoch fielen auch anderen „Euthanasie“-Morden im Deutschen 
Reich und besetzten Gebieten tausende Kinder zum Opfer. 

�Aufrund des „Ehe-
gesundheitsgeset-
zes“ entschieden die 
Gesundheitsämter 
darüber, welche Ehe-
schließungen aus 
der Sicht der NS-Be-
völkerungspolitik er-
wünscht waren.
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1. September 1939
Hitler gibt den Euthanasiebefehl um „unheilbar kranken Kindern“ 
den „Gnadentod“ zu gewähren. Damit war die Tötung lebensunwer-
ten Lebens (Geisteskranke, Körperbehinderte, Epileptiker, Blinde, 
Gehörlose, u.v.a.m.) legal. Der Befehl sah vor, mindestens 20 % der 
Menschen mit Behinderung zu töten. Dieser Befehl war der einzige 
von Hitler je persönlich unterzeichnete Auftrag zur Menschenver-
nichtung.23

Parallel dazu liefen Vorbereitungen, um auch kranke oder be-
hinderte Erwachsene gezielt zu töten. Bouhler und Brandt 
baten Hitler um eine schriftliche Ermächtigung, die er am  
9. Oktober 1939 erteilte. Um den Zusammenhang mit dem Krieg 
deutlich zu machen, wurde der Mordbefehl auf den 1. September 
1939, den Tag des Kriegsbeginns zurückdatiert. Auch diese Ermor-
dungen organisierte die „Kanzlei des Führers“, die verschiedene 
Tarnorganisationen gründete, um das Programm zu verschleiern. 

Regelungen des Runderlasses vom 9. Oktober 1939
Der Runderlass regelte u. a. die detaillierten Angaben des Meldebo-
gens zu Krankheiten sowie zur Arbeitsfähigkeit. Folgende Kriterien 
waren angegeben:

Am 1. September 
1939 erließ Adolf 
Hitler den Befehl zur 
Aktion T4
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• � �Schizophrenie, Epilepsie, Encephalitis, Schwachsinn, Paralyse, Cho-
rea Huntington, Menschen mit seniler Demenz, Manisch-Depres-
sive oder anderen neurologischen Endzuständen, wenn sie nicht 
oder nur noch mit mechanischen Arbeiten beschäftigt werden 
konnten.

Außerdem
• � Menschen, die schon länger als fünf Jahre in der Anstalt waren, 
• � Kriminelle „Geisteskranke“, 
• � �Menschen, die nicht die deutsche Staatsbürgerschaft besaßen 

oder nicht „deutschen oder artverwandten Blutes“ waren. 

T4 Aktion ab Oktober 1939
Das Tötungsprogramm wird jetzt auch auf Erwachsene ausgedehnt. 
Die Nazis erklärten das „internationale Finanzjudentum“ zu Verant-
wortlichen für diesen Schritt. Auch diese Ermordungen organisier-
te die „Kanzlei des Führers“, die verschiedene Tarn-Organisationen 
gründete, um das Programm zu verschleiern. Aufgrund des offi-
ziellen Sitzes der verwaltungsintensiven Organisationszentrale mit 
sechs Abteilungen in der Berliner Tiergartenstraße 4 erhielt die Ak-
tion den Namen „Aktion T4“.

Die Berliner Tiergartenstraße 4 war die Zentralverwaltung für die 
Selektion der Opfer, die über einen Meldebogen erfasst wurden. 
Der Abtransport fand in eine der berüchtigten Vernichtungsanstal-
ten Hadamar, Grafeneck, Sonnenstein, Brandenburg, Bernburg und 
Hartheim statt. Bis Ende des Jahres 1939 wurden offiziell über 70.000 
Menschen mit Behinderung ermordet. Die meisten von ihnen wur-
den vergast. Den Familien wurden falsche Todesursachen und fal-
sche Todesorte mitgeteilt, die Leichen verbrannt, damit keine Nach-
forschungen möglich waren. 

„Wohin bringt ihr uns?“ Denkmal „Die grauen Busse“ in 
Weisenau einem Ortsteil von Ravensburg
Das Denkmal die „Grauen Busse“ stehen als „Transportmittel der Er-
innerung“ für die Euthanasie-Opfer des Nationalsozialismus und sol-
len sowohl an Opfer als auch Täter und die Taten erinnern. Die bei-
den Betonbusse sind nach dem Vorbild der Transportfahrtzeuge der 
„Gemeinnützigen Krankentransport GmbH“- GEKRAT (eine Tarnfirma 
der Nazis) gebaut. Mit solchen Bussen wurden 1940 und 1941 691 
Patienten aus der Einrichtung Weißenau als „lebensunwert“ nach 
Schloss Grafeneck deportiert. Allein in Schloss Grafeneck starben 
10.654 schwerbehinderte Männer, Frauen und Kinder in den extra 
für sie gebauten Gaskammern.24, 25 
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Steigende Sterblichkeitsraten nach „Widerruf“
Als die „Aktion T4“ bekannt wurde, widerruft Hitler 1940 MÜNDLICH 
den Euthanasiebefehl. Bis dahin waren bereits weit über 100.000 
Menschen mit Behinderung gestorben. Die Tötungsaktionen an den 
Behinderten wurden aber heimlich bis zum Ende des 2. Weltkrieges 
ungestört fortgeführt. Sie fanden jetzt in speziellen Fachabteilun-
gen der Krankenhäuser oder Heimen, in Psychiatrien, in speziellen 
Pflege- und Krankeneinrichtungen, statt.26 
Der deutsche Hirnforscher Julius Hallervorden berichtete: „Es war 
wunderbares Material unter diesen Gehirnen, Schwachsinnige, Miss-
bildungen und frühe Kinderkrankheiten.“ Die Patienten sollten auch 
die medizinische Forschung voranbringen, u. a. die Erforschung von 
Infektionskrankheiten, Entwicklung von Impfstoffen und neurologi-
schen Untersuchungen an Gehirnen.

Nachrichten über die Tötungen werden publik
Informationen über diese Tötungen blieben nicht geheim, sondern 
verbreiteten sich innerhalb der Bevölkerung. Einige Familienange-
hörige wandten sich Hilfe suchend an die Polizei. Richter und Geistli-
che äußerten ihre Empörung und verlangten ein Ende der Tötungen 
und eine gründliche Aufklärung des Geschehenen. Auf größere Pro-
teste stieß die „Aktion T4“ in der Gesellschaft jedoch nicht.
Anfang August 1941 predigte schließlich der Münsteraner Bischof 
Clemens August Graf von Galen öffentlich gegen die Morde. Die 
darauf entstehende Unruhe führte dazu, dass die „Aktion T4“ an Er-
wachsenen im Deutschen Reich auf Weisung Hitlers offiziell einge-
stellt wurde. Fortgesetzt wurde sie verdeckt an Kindern, in den Kon-
zentrationslagern und in den besetzten Gebieten.27  

�Ein GEKRAT-Bus (etwa 1940) ursprünglich 
von der Kraftpost (Deutsche Reichspost) 
benutzt. NS-Tötungsanstalt Hartheim,  
Abholungsbus mit Fahrer

�Bus 1, permanente Installation an der  
„alten Pforte“ der ehemaligen Heilanstalt 
Ravensburg-Weißenau
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3. April 1940: Bericht an den Deutschen Gemeindetag
SS-Oberführer Viktor Brack, einer der maßgeblichen Organisatoren 
der Krankenmorde der „Aktion T4“ an den Deutschen Gemeindetag: 
„In den vielen Pflegeanstalten des Reiches sind viele unheilbar Kranke 
jeder Art untergebracht, die der Menschheit überhaupt nichts nützen, 
vielmehr nur zur Last fallen, unendliche Kosten der Verpflegung ver-
ursachen, und dabei ist keinerlei Aussicht vorhanden, dass diese Men-
schen je wieder gesund werden können. ... Wenn man heute schon 
Vorkehrungen für die Erhaltung gesunder Menschen treffen muss, 
dann ist es umso notwendiger, dass man diese Wesen zuerst beseitigt 
und wenn das vorerst nur zur besseren Erhaltung der in den Heil- und 
Pflegeanstalten untergebrachten heilbaren Kranken ist.“
Die tödliche Selektion der Anstaltsinsassen betrifft neben Juden ge-
zielt auch Langzeitpatienten, Vorbestrafte, „Zigeuner“ und allgemein 
Ausländer speziell nichteuropäischer Herkunft. Selbst altgediente 
aber traumatisierte Soldaten wurden von der Vernichtung nicht aus-
geschlossen.28  

„Hungerkost-Erlass“ an die Heil- 
und Pflegeanstalt Mainkofen 
vom November 1942:

„... Im Hinblick auf die kriegsbe-
dingten Ernährungsverhältnisse 
und auf den Gesundheitszu-
stand der arbeitenden Anstalts-
insassen lässt es sich nicht mehr 
länger verantworten, dass 
sämtliche Insassen der Heil- und 
Pflegeanstalten unterschiedslos 
die gleiche Verpflegung erhalten 
ohne Rücksicht darauf, ob sie 
einerseits produktive Arbeit leis-
ten oder in Therapie stehen oder 
ob sie andererseits lediglich zur 
Pflege in den Anstalten unterge-
bracht sind, ohne eine nennens-
werte nutzbringende Arbeit zu 
leisten. …“
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Der Hungerkost-Erlass
Der Hungerkost-Erlass des Bayerischen Staatsministeriums des Inne-
ren schloss 1942 direkt an die Einstellung der „Aktion T4“ an. Es wur-
de verfügt, dass nicht arbeitsfähige psychiatrische Patienten eine 
besondere „Sonderkost“ erhielten, die so reduziert wurde, dass nach 
spätestens drei Monaten mit ihrem Tod zu rechnen war. Dieser Erlass 
führte zum Tod vieler tausender Psychiatrie-Patienten in Bayern.29  

Offizielle Zahlen
Man geht heute offiziell davon aus, dass etwa über 400.000 Men-
schen mit Behinderung in den Tötungszentren vergast, erschlagen, in 
sadistischen medizinischen Experimenten zu Tode gequält, verhun-
gert oder verdurstet sind. Die Dunkelziffer der in dieser Zeit getöte-
ten Menschen mit Behinderungen wird wesentlich höher geschätzt. 

Nachkriegszeit
Die Situation von Menschen mit Behinderung nach 
dem 2. Weltkrieg 

Die Zahl der Kriegsopfer und Kriegsversehrten nach Ende des 
2. Weltkriegs ging in die Millionen. Die meisten Behinderungen wa-
ren alle Arten von Körperbehinderungen und Sinnesbeeinträchti-
gungen, aber auch Depressionen, Phobien, posttraumatische Belas-
tungsstörungen kamen sehr häufig vor.

Definition „Kriegsversehrte“
In den ersten Monaten nach Kriegsende wurden ca. eineinhalb Mil-
lionen attestierte, d. h. staatlich anerkannte Kriegsversehrte gezählt. 
Als Kriegsversehrt galt, wessen Arbeitsfähigkeit um mindestens 
25 % durch kriegsbedingte Verletzungen eingeschränkt war. Allein 
in der sowjetischen Zone lebten nach 1945 ca. 245.000 Kriegsver-
sehrte.

Was geschah nach 1945 mit den Opfern und den Tätern?
Den Überlebenden der „Kranken- und Pflege-Einrichtungen“, sowie 
den Zwangssterilisationen und deren Angehörigen erging es auch 
nach Kriegsende 1945 nicht gut. Die Betroffenen wurden nicht als 
Opfer der Nazi-Verfolgung anerkannt. Sie erhielten weder Mitgefühl, 
Unterstützung oder Hilfe. Niemand entschuldigte sich bei ihnen. 
Weder die Sieger noch die Bevölkerung brachten Verständnis für 
ihre Situation und Not, auf.
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Im Gegenteil. 
Es gab sehr viele Menschen, die immer noch der festen Überzeugung 
waren, dass Menschen mit Behinderungen, psychischen Erkrankun-
gen oder anderen schweren Krankheiten „minderwertig und des-
halb lebensunwert“ seien und meinten, dass Zwangssterilisationen 
auch weiterhin wichtig für eine gesunde Bevölkerung seien.

Der Nürnberger Ärzteprozess
In vielen weiterbetriebenen sogenannten Heil-Anstalten starben 
die Patienten auch lange nach Kriegsende noch an den schlechten 
Behandlungen, an Hunger und Durst und an ansteckenden Krank-
heiten. Im Nürnberger Ärzteprozess (1946–47) wurden nur einige 
wenige Ärztinnen und Ärzte, meist aus den KZs, wegen ihren Betei-
ligungen an den „Euthanasieprogrammen“ verurteilt. 1961 wurden 
ehemalige Nazi-Ärzte und Nazi-Gutachter, die nachweislich an der 
„Aktion T4“ oder an anderen medizinischen Verbrechen beteiligt 
waren, vom CDU/CSU geführten Deutschen Bundestag als Experten 
zu Zwangssterilisationen befragt und begründeten erneut, warum 
Zwangssterilisationen für die Gesundheit eines Volkes so wichtig 
seien. Die meisten Ärzt:innen und Pfleger:innen konnten nach 1945 
unbehelligt weiterarbeiten, trotz direkter oder indirekter Beteili-
gung an der Ermordung tausender behinderter Menschen. Es gab 
nur wenige harte Urteile. Die meisten Gerichtsverfahren endeten 
mit einem Freispruch oder mit Verfahrenseinstellung. Erst ab ca. 
1980 begann die öffentliche Erinnerung an die Opfer und die Auf-
arbeitung der Euthanasiemorde.30 

Weiterführung der Gesetze zur Verhütung  
erbkranken Nachwuchses
In der sowjetischen Besatzungszone hob die Militärverwaltung die 
„Gesetze zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ bereits im Janu-
ar 1946 auf. Die Urteile der nationalsozialistischen „Erbgesundheits-
gerichte“ hingegen wurden in beiden Teilen Deutschlands vollstän-
dig als gültige Grundlagen für staatliche Behörden übernommen.31 
Die Sozialämter in der BRD übernahmen in vollem Umfang die be-
reits vor 1945 angelegten Akten über die Menschen, die als sozial 
auffällig, verarmt, krank oder behindert galten.

Das galt auch für die dort festgehaltenen menschenverachten-
den Beurteilungen und rassistischen Entscheidungen, die häufig 
als Grundlage für weitere Entscheidungen und Beurteilungen der 
Nachbearbeitenden in den zuständigen Ämtern herangezogen wur-
den. Auf solchen und vielen anderen Wegen wurde das Unrecht der 
Nazis in der BRD noch lange fortgesetzt.
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Erst am 24. Mai 2007 konnte der Bund der Euthanasie-Geschädig-
ten und Zwangssterilisierten erreichen, dass der Deutsche Bundes-
tag die nationalsozialistischen „Gesetze zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ als von Anfang an nicht mit dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland vereinbar und deshalb für ungültig er
klärte.32 

Die Nachkriegsjahre in der BRD
Die Einstellung der Bevölkerung gegenüber Menschen mit Behinde-
rungen hatte sich in den Nachkriegsjahren kaum verändert. Im Mit-
telpunkt standen außer Fürsorge und medizinischen Maßnahmen 
vor allem die Sortierung nach dem Kriterium der Brauchbarkeit und 
Arbeitsfähigkeit.

Außerdem wurde vielen Menschen, die aufgrund von Behinderun-
gen oder Krankheiten während des Nationalsozialismus verfolgt 
und verletzt wurden, (bis heute) staatliche Entschädigung verwei-
gert. In der neuen Bundesrepublik Deutschland lehnten Begutach-
tende in den 60er-Jahren Zahlungen im sogenannten „Wiedergut-
machungsausschuss“ des Bundestages mit der Begründung strikt 
ab, „dass ein neues Sterilisationsgesetz in den kommenden Jahren 
wahrscheinlich und sinnvoll sei und auch in der Bevölkerung große 
Zustimmung finden werde. Aus diesem Grund sei es widersinnig, 
bereits durchgeführte Zwangssterilisationen als Unrecht anzuerken-
nen und die Betroffenen zu entschädigen.“33

Von Beginn an wurde in der Bundesrepublik Deutschland an die be-
reits vor dem Krieg bestehenden Strukturen der Krüppeleinrichtun-
gen, Werkstätten und Sonderschulen angeknüpft und diese weiter 
ausgebaut. Durch dieses besondere Bildungs- und Arbeitssystem 
gab es auch weiterhin nur wenig Kontakt zwischen Menschen mit 
und ohne Behinderungen. Für Menschen mit Behinderungen war es 
sehr schwierig, aus diesen speziellen Strukturen in eine auch weiter-
führende Schule, eine Ausbildung oder an eine Hochschule zu wech-
seln. Die Chancen auf gute Bildung, Aus-, Fort- oder gar Weiterbil-
dung wurde Menschen mit Behinderung schwer gemacht und z. T. 
verwehrt. Sie hatten dadurch kaum Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
und erhielten auch im Vergleich viel weniger Geld für ihre Arbeit.

Sozialpolitik für Menschen mit Behinderung in der BRD
Die Grundlagen der bundesdeutschen Behindertenpolitik blieben 
weiterhin die medizinische Beurteilung über die Arbeitsfähigkeit 
und die Rehabilitation. Unter Rehabilitation verstand man die funk-
tionale „Wiederherstellung“ der Arbeitskraft durch medizinische Ein-
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griffe sowie die Befähigung zur Erwerbsarbeit in beruflichen Rehabi-
litationseinrichtungen.

Menschen mit Behinderung konnten öffentlich wie politisch kaum 
Einfluss auf diese Form von Fremdbestimmung nehmen. Das galt 
auch für die Organisationen der Kriegsbeschädigten, die in den 
50er- und 60er-Jahren versuchten, Politik und Bevölkerung auf ihre 
Situation aufmerksam zu machen.

Um Ansprüche bei den sozialen Leistungsträgern geltend machen 
zu können und Nachteilsausgleiche zu erhalten, mussten sich Men-
schen mit Behinderung immer wieder demütigen lassen oder sich 
selbst als behindert, arm und hilfebedürftig kennzeichnen.

Die drei Faktoren der sozialstaatlichen Hilfen
Grundlage zur Ermittlung der Rehabilitationsbedarfe von Menschen 
mit Behinderung waren die Bedürfnisse eines erwachsenen Mannes 
mit körperlicher Beeinträchtigung, der bereits gearbeitet hatte.

Erst in den 60er- und 70er-Jahren wurden auch Behinderungen an-
derer Art und Ursache anerkannt. Menschen mit intellektuellen und 
seelischen Beeinträchtigungen wurden auch weiterhin nicht be-
rücksichtigt.

Durch den wirtschaftlichen Aufschwung der 50er-Jahre konnte eine 
Anpassung weiterer Hilfen bei vielen Behinderungsarten, dem Auf-
bau notwendiger regionaler Strukturen und eine Anpassung der 
Maßnahmenkataloge nach und nach durchgerührt werden.

Der Rehabilitationsgedanke wurde 1959 in der Rentenversicherung 
und 1974 in der Krankenversicherung festgeschrieben. 1970 wurden 
auch Studierende, Schüler und Kindergartenkinder in die Unfallver-
sicherung aufgenommen und dadurch der Kreis der Hilfeberechtig-
ten deutlich erweitert.

Die Bundesanstalt für Arbeit bezahlte bereits seit 1957 Leistungen 
zur Rehabilitation. Durch das Arbeitsförderungsgesetz wurde sie 
1969 zu einem der wichtigsten Rehabilitationsträger. Dieses Sys-
tem umfasste alle Leistungsbereiche der sozialstaatlichen Hilfen bei 
Behinderung: Sozialversicherung, Versorgungswesen und die öf-
fentliche Fürsorge- und Sozialhilfe. Es vereinte außerdem die unter-
schiedlichen gesetzlichen Grundlagen, Kompetenzen, finanziellen 
und räumlichen Ressourcen.
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SPD beginnt 1969 eine neue Behindertenreform
Willy Brandt (SPD) sprach als erster deutscher Bundeskanzler die 
Situation von Menschen mit Behinderung konkret an und forderte 
auch für Menschen mit Behinderung ein gleichberechtigtes Leben 
in der Gemeinschaft.

„Die Qualität des Lebens für die Behinderten in unserer Gesellschaft 
ist ein Spiegel der Qualität der Gesellschaft“, verkündete 1974 Bun-
desarbeitsminister Walter Arendt (SPD).34

Demokratische Grundwerte, Gleichbehandlung und Humanität soll-
ten die Gesellschaft prägen und über das Sozialleistungsrecht Chan-
cengleichheit für alle Menschen herstellen.

Dieser Anspruch wurde 1974 mit dem Rehabilitationsanglei-
chungsgesetz verwirklicht. Damit wurden die bisherigen sozialen 
Ungleichheiten zwar ansatzweise behoben, das gegliederte System 
selbst blieb aber unangetastet.35 

Auch die Beschränkungen auf Wiederherstellung und Eingliederung 
von Menschen mit Behinderung in den ersten Arbeitsmarkt mussten 
reformiert werden. Dazu gehörte auch die barrierefreie Gestaltung 
der Umwelt durch den Abbau von Hindernissen im öffentlichen 
Raum und Gebäuden. Behindertenpolitik sollte sich direkt an den 
gesellschaftlichen und nicht mehr ausschließlich an den individu-
ellen Erfordernissen orientieren. Menschen mit Behinderung schei-
terten öfter an ganz normalen Umweltbedingungen. In den 70er-
Jahren rückte z. B. auch Mobilität und Flexibilität zunehmend in den 
Fokus. Kritisiert wurde, dass oft nur mobile und finanziell unabhän-
gige Bevölkerungsgruppen die Vorteile nutzen konnten. Gleichstel-
lung wurde von der Bundesregierung ideell und materiell gefördert. 
Kompetenzstreitigkeiten führten dazu, dass nur zwei DIN-Normen 
zum barrierefreien und behindertengerechten Bauen auf den Weg 
gebracht werden konnten, weil diese mit Rehabilitations- und struk-
turellen Anpassungen verknüpft werden mussten.

Der langsame Wandel in den 1970er-Jahren
Das langsame Umdenken in der Gesellschaft wurde durch die auf-
kommenden neuen Medien in den 60er- und 70er-Jahren unter-
stützt und verstärkt. Die Frage, welchen Platz Menschen mit Be-
hinderung in einer demokratischen und humanen Gesellschaft 
einnehmen sollten und wie sie zu benennen sind, wurde offen ge-
stellt. Behinderte Menschen galten immer noch als unselbständige, 
hilfebedürftige Empfänger von Sozialhilfe und Fürsorge. Die SPD-
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Politiker Bundespräsident Gustav Heinemann, Bundeskanzler Willy 
Brandt und Bundesarbeitsminister Walter Arendt benannten Men-
schen mit Behinderungen jetzt als „behinderte Mit-Bürger“. Bürger 
der BRD zu sein, hieß mündig zu sein, Rechte und Pflichten zu haben 
und gleichberechtigt leben zu können.

Der Beginn der Behindertenpolitik in der BRD
In den 60er-Jahren gründeten Eltern von Kindern mit Behinderun-
gen die ersten Selbsthilfeorganisationen, beispielsweise „Aktion 
Sorgenkind“ (heute „Aktion Mensch“36). Durch Spendenkampagnen 
konnte Kindern, die bis dahin als „nicht bildungsfähig“ galten, eine 
bessere Bildung ermöglicht werden. Auch Behinderteneinrichtun-
gen konnten durch Spendengelder besser ausgestattet werden. 
Gleichzeitig verfestigte sich dadurch auch wieder die Ansicht vieler 
Leute, Menschen mit Behinderungen seien krank, zu bemitleiden 
und vorwiegend medizinisch zu behandeln.

Die wichtigsten Veränderungen erkämpften in der BRD vor 
allem die Menschen mit Behinderungen selbst. Bereits in den 
70er- Jahren begannen Menschen mit unterschiedlichen Behinde-
rungen, sich aktiv gegen ihre ständige Ausgrenzung und Bevormun-
dung zu wehren.

In Bremen traten am 18. Februar 1981 Menschen mit Behinde-
rung in den Hungerstreik. Sie forderten: „Auch Menschen, die einen 
Rollstuhl nutzen, müssen Zugang zu Bus und Bahn haben“.37 Diese 
„Krüppelgruppen“ schockierten mit ihren Opferbildern. Auch die 
von ihnen selbst gewählte Bezeichnung „Krüppel“ sollte provozieren 

und damit Menschen mit Behinderung auffordern, sich 
aus der Opferrolle zu befreien.38 

Ab 1968 entstehen die „Clubs Behinderter und ihrer 
Freunde e. V.“.39 Sie setzten auf eine gemeinsame und 
enge Zusammenarbeit, besonders beim Abbau von Bar-
rieren auf lokaler Ebene. Die Zusammenarbeit von „Krüp-
pelgruppen“, den „Clubs Behinderter und ihrer Freunde 
e.V.“ und anderen Behindertenverbänden fand 1980 
einen ersten Höhepunkt in einer gemeinsamen Protest-
veranstaltung, die es sogar in die „Tagesschau“ schaffte: 
Gemeinsam protestieren sie in Frankfurt gegen das Ur-
teil des dortigen Landgerichts, das einer Urlauberin eine 
Reisepreisminderung zuerkannte, weil „ihr Urlaubserleb-
nis durch die bloße Anwesenheit von behinderten Ju-
gendlichen maßgeblich beeinträchtigt worden sei.“40,41Titelblatt: Krüppelzeitung 1/1979
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Als das von der UNO-Vollversammlung 1981 ausgerufene „Internati-
onal Year of Disabled Persons“ auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land gefeiert wurde, schlugen die Wellen erneut hoch, weil Men-
schen mit Behinderung in die Planungen kaum einbezogen worden 
waren.
Dieser Affront führte 1981 in Dortmund zur Gründung des soge-
nannten „Krüppeltribunals“. Frauen und Männer aus verschiedenen 
Behindertenselbsthilfe-Vereinigungen und -organisationen thema-
tisierten ihre Aussonderung und Diskriminierung. Und sie themati-
sierten erstmals gemeinsam die vielfältigen 
Menschenrechtsverletzungen in vielen Pfle-
geeinrichtungen, die diskriminierenden Mo-
bilitätsbeschränkungen sowie die sexuelle 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Be-
hinderungen.42

Der seit 1990 in den USA verabschiedete 
„Americans with Disabilities Act“ und die 
1993 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen angenommenen Rah-
menbestimmungen über die Chancengleichheit für Menschen mit 
Behinderungen spielten dabei eine wichtige Rolle. Auch politisch 
engagierten sich die ersten Gruppen und stritten überparteilich für 
eine Gleichstellungs- und Antidiskriminierungsgesetzgebung. Und 
sie griffen vehement in die wieder geführten Diskussionen über Eu-
genik ein.

Die Nachkriegsjahre in der DDR
In der DDR stand die allgemeine Teilhabe am Arbeitsmarkt im Vor-
dergrund. Sie wurde vom Staat gefördert, deshalb sollten auch so 
viele Menschen mit Behinderungen wie möglich in staatlichen Be-
trieben arbeiten. Allerdings wurden Menschen mit Behinderung, 
die nicht arbeiten konnten, in Heime und Pflegeheime, Wochen-
tagesstätten, Krankenhäuser, psychiatrischen Kliniken und Förder-
einrichtungen eingewiesen, wo sie unter teilweise unwürdigsten 
Umständen lebten. In diesen Wochentagesstätten, Heimen, Kran-
kenhäusern, psychiatrischen Kliniken und Fördereinrichtungen der 
DDR lebten von 1945 bis 1960 mehr als 140.000 Kinder und Jugend-
liche mit Behinderungen. Viele von ihnen waren dort dauerhaft sta-
tionär untergebracht, weil es keine anderen Betreuungsmöglich-
keiten gab und beide Elternteile arbeiten mussten. Die Zahl der 
erwachsenen Menschen mit Behinderung ist nicht bekannt. 

Das Foto zeigt das 
„Krüppeltribunal“,  
das Aktivisten 1981 in  
Dortmund durch-
führten.
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Die Versorgung der schwerbehinderten Kinder und Jugendlichen 
reichte in der Regel nicht aus, sodass die Schwächsten der Gesell-
schaft nur selten angemessene Verpflegung, Betreuung und sonsti-
ge Unterstützung bekamen. Allgemeine Isolation und gesellschaft-
liche Ausgrenzung der behinderten Kinder und ihrer Familien waren 
die Folge, denn auch die Unterstützung der Angehörigen war man-
gelhaft. Die Gründe für die schlechte Versorgungslage in den Be-
treuungseinrichtungen für Menschen mit Behinderung waren nicht 
selten Vorurteile, mangelndes politisches und öffentliches Interesse 
gegenüber Menschen mit Behinderungen, aber auch fehlende Res-
sourcen. Die betroffenen Kinder und ihre Eltern konnten nur wenig 
dagegen unternehmen. Medizinische, pädagogische und politische 
Entscheidungen über Lebenswege und -gestaltung behinderter 
Kinder wurden vom Staat getroffen. Unabhängige Interessenver-
bände und Betroffenenorganisationen gab es nicht. Menschen mit 
Behinderungen und deren Eltern hatten nur wenige Möglichkeiten, 
auf sich und ihre Situation aufmerksam zu machen. Ihre finanzielle 
Absicherung war allerdings viel besser als in der Bundesrepublik. 

Die zentrale Verwaltung für Volksbildung beschloss noch vor Grün-
dung der DDR für das Gebiet der Sowjetischen Besatzungszone das 
Recht auf Bildung für alle Kinder. Dieses Ziel ließ sich jedoch nicht 
erfüllen, da nicht nur das nötige pädagogische Wissen fehlte, son-
dern auch die Schulen nur schlecht erreichbar oder schlecht aus-
gestattet waren. So wurden ab 1960 alle behinderten Kinder in der 
DDR flächendeckend erfasst. Sie wurden nach ihren intellektuellen 
Fähigkeiten als „bildungsfähig“ oder „bildungsunfähig“ eingestuft. 
Für den sozialistische Leistungsgedanken zählte die spätere Einglie-
derungsmöglichkeit in die Arbeitswelt, wobei ökonomische Inter-
essen eine große Rolle bei den Entscheidungen über Bildungs- und 
Förderfähigkeiten von Kindern und Jugendlichen mit Behinderun-
gen spielten. „Bildungsfähige“ Kinder und Jugendliche wurden in 

Zur Fotografie: Auf dem Bild ist ein interna-
tionales Zeltlager für Kinder mit körperlichen 
Behinderungen in Pepelow in der Nähe von 
Rostock zu sehen. Das Zeltlager, das seit 1960 
jährlich durchgeführt wurde, ermöglichte Kin-
dern mit Körperbehinderungen aus der DDR 
und anderen sozialistischen Staaten, zusam-
men ihre Ferien zu verbringen.
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Sonderschulen gefördert. „Nicht schulbildungs-, jedoch lebensprak-
tisch förderungsfähig“ eingestufte Kinder und Jugendliche durften, 
wenn es genug Betreuungsplätze gab, nur eine Tagesstätte oder 
Fördereinrichtung besuchen. Es gab Sprachheilschulen, Hilfsschu-
len für lernbehinderte Kinder, Sonderschulen für sehschwache, blin-
de, gehörlose, körperbehinderte, chronisch kranke und verhaltens-
auffällige Kinder. Diese Schulen waren oft Internate, weil es selten 
eine wohnortnahe Versorgung gab. Die vermittelten Kenntnisse 
und Fertigkeiten entsprachen oft dem, was auch in den Regelschu-
len gelehrt wurde. 

Auch wurde Unterstützung bei der Berufs-
wahl, einem Betrieb oder einem Rehabili-
tationszentrum für Berufsbildung angebo-
ten. Da es kaum Barrierefreiheit gab, waren 
Kinder mit schweren oder schwersten kör-
perlichen und intellektuellen Beeinträch-
tigungen meist von einem Schulbesuch 
ausgeschlossen. Pädagogische Richtlinien 
zur Arbeit mit geistig schwer behinderten 
Kindern und Jugendlichen, die als „förderfä-
hig“ galten, wurden erst 1973 verabschiedet. Um die Betreuung von 
schwerstbehinderten Menschen kümmerten sich vor allem die Kir-
chen. Kinder und Jugendliche mit Körperbehinderung wurden be-
sonders gefördert und konnten mit guten schulischen Leistungen 
auch den Zugang zu einer Hochschule erreichen. Bildung, Beruf und 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben behinderter Kinder und Ju-
gendlicher in der DDR hing also sehr von der jeweiligen Art von Be-
hinderung ab sowie vom Engagement der Ärzt:innen, Pflegekräfte, 
Eltern und den finanziellen Mitteln. Neben den Niederlanden und 
der Bundesrepublik Deutschland verfügte die DDR über das den in-
dividuellen Ansprüchen von Kindern und Jugendlichen am besten 
angepasste Sonderschulwesen in Europa.43

Behindertenpolitik nach der Wiedervereinigung
Nach der Wiedervereinigung 1990 wurden deutlich mehr Geset-
ze, die sich auf Menschen mit Behinderungen bezogen, aus der 
Bundesrepublik übernommen als aus der DDR. Gleiches gilt für 
Schulsysteme und Ansätze der Behindertenrechtsbewegung. Die 
Behindertenorganisationen und -verbände, die vor der Wiederver-
einigung in der BRD aktiv waren, setzen ihre Aktionen in den folgen-
den Jahren auch weiterhin fort. Im Zuge der deutschen Wiederver-
einigung konnten sie am 15. November 1994 durch ihr Engagement 

Briefmarke der DDR: 
Mobilitätstechnik 
und gebaute Umwelt, 
Technik
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eine Grundgesetzänderung erreichen. Das Verbot der Benachteili-
gung aufgrund von Behinderung wurde in Artikel 3, Absatz 3, in das 
Grundgesetz aufgenommen: ‚Niemand darf wegen seiner Behin-
derung benachteiligt werden.‘ 44

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
1946 und 1947 fanden die ersten Verhandlungen der 1945 gegrün-
deten Vereinten Nationen über die „Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte“ statt. 1948 einigten sich 48 Staaten auf den Text dieser 
Erklärung.

„Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ ist eine Reaktion 
auf „die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte, 
die zu Akten der Barbarei geführt haben“ (Präambel).

In ihr ist festgehalten, dass alle Menschen eine angeborene Würde 
sowie gleiche und unveräußerliche Rechte haben, die geschützt 
werden müssen.
Menschen mit Behinderungen wurden allerdings in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte nicht erwähnt. Erst in der Kin-
derrechtskonvention der Vereinten Nationen, die 1990 in Kraft trat, 
wurden zum ersten Mal ausdrücklich Kinder mit Behinderungen be-
rücksichtigt.

UNO: United Nations Organisation (UN)
Mit dem UN-Welt-Aktionsprogramm für behinderte Menschen von 
1982 verfolgte die UNO neben den traditionellen Zielen der Präven-
tion und Rehabilitation als drittes Ziel die Chancengleichheit von 
Menschen mit Behinderung als Zielvorgabe für die UN-Behinderten-
dekade (1983–1992).

Behinderung wurde auch weiterhin als individuelles medizinisches 
Defizit, also körperliche, seelische oder geistige Beeinträchtigung 
bzw. als sozialpolitische also gesellschaftliche Behinderung, gese-
hen. Behindert ist man nicht, behindert wird man. Erst später kam 
der Gedanke zur Etablierung von Behinderung als Menschenrechts-
thema.

Der lange Weg zur Inklusion 1993–2001
Der damalige UN-Sonderberichterstatter Leandro Despouy legte 
seinen Bericht über die weltweiten Ausmaße der Menschenrechts-
verletzungen an Menschen mit Behinderungen (MmB) vor. 1993 
wurden außerdem die UN-Rahmenbestimmungen zur Chancen-
gleichheit für Menschen mit Behinderung geschaffen: 
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• UN-Standard Rules
• �Dezember 2001: Die Generalversammlung der Vereinten Nationen 

entschied, dass die Zeit für eine Behindertenrechtskonvention (BRK) 
gekommen sein könnte, um die Menschenrechte der damals etwa 
600 Millionen Menschen mit Behinderung weltweit zu schützen.

	� Auf Initiative von Mexiko verabschiedet die UN die Resolution 
56/168, mit der ein Ad-Hoc-Ausschuss ins Leben gerufen wurde, 
der erste Vorschläge für eine solche Konvention sammeln sollte. Es 
geht auch heute noch darum, die internationalen Menschenrech-
te und ihre Schutzmechanismen auf bislang ignorierte Opfergrup-
pen anzuwenden.

• �2002 veröffentlichen Gerard Quinn und Theresia Degener die UN-
Studie „Human rights and disability“, in der die Notwendigkeit einer 
Behindertenrechtskonvention verdeutlicht wurde.

• �Dezember 2003: Ein Ausschuss erarbeitet die Konvention. Zum 
ersten Mal wurden auch ganz bewusst Menschen mit Behinderung 
in eine internationale Regierungsdelegation berufen. Deutschland 
wurde von der deutschen Juristin Theresia Degener in der Regie-
rungsdelegation vertreten.

• �Januar 2004: Die Arbeitsgruppe legt den ersten Entwurf der UN-
BRK vor.

• �August 2006: Ad-Hoc-Komitee beendet seine Arbeit mit seiner  
8. Sitzung.

• �Dezember 2006: UN-Vollversammlung verabschiedet die UN-BRK.
• �3. Mai 2008: Die UN-BRK tritt in Kraft.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) in Deutschland
1. Januar 2009: Das Ratifikationsgesetz zur UN-BRK tritt in Deutsch-
land in Kraft
26. März 2009: Die UN-BRK gilt in Deutschland. Die UN-BRK gilt 
als das erste große Menschenrechtsdokument des 21. Jahr-
hunderts. Sie enthält 50 Artikel zu den Rechten von Menschen mit 
Behinderung und ein Zusatzprotokoll. Keine andere UN-Konven-
tion wurde schneller und mit so hoher Zustimmung verabschie-
det wie die UN-BRK. 182 Mitgliedsstaaten haben die UN-BRK und 
98 Staaten haben auch das Zusatzprotokoll ratifiziert (Stand: April 
2021). Die Konvention wurde über fünf Jahre erarbeitet. Sie betrifft 
mehr als 650 Millionen Menschen mit Behinderung weltweit. Noch 
nie wurde die Zivilgesellschaft so stark in die Entstehung eines 
so wichtigen internationalen Bekenntnisses einbezogen! Die 
UN-Behindertenrechtskonvention ist eine Menschenrechtscharta. 
Sie garantiert die Menschenrechte aus Sicht und für alle Menschen 
mit Behinderungen.
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Voran … In die Vergangenheit?

Die UN-Behindertenrechtskonvention

Das von den Vereinten Nationen im Dezember 2006 verabschiedete 
Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen ist eine Menschenrechtskonvention. Mit dieser völkerrechtli-
chen und behindertenpolitischen Vereinbarung haben die Verein-
ten Nationen einen beispielhaften Reformschritt vollzogen.

„Die Behindertenrechtskonvention (BRK) ist nicht nur die erste ver-
bindliche Völkerrechtsquelle, die die Menschenrechte behinderter 
Personen zum Thema hat, sie ist zugleich der erste Menschenrechts-
pakt, der eine Reihe von Modernisierungen im internationalen Völ-
kerrecht einläutet.“ „Dieser erste Menschenrechtsvertrag des neuen 
Millenniums ist zudem ein Völkerrechtspakt, an dem die nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen als neue Akteure auf der globalen 
Menschenrechtsbühne mitwirkten.“45 Theresa Degener, deutsche 
Juristin.

Als das Vertragswerk am 30. März 2007 erstmalig ausgelegt wurde, 
unterzeichneten bereits über achtzig Mitgliedsstaaten. Das ist ein 
Novum in der Völkerrechtsgeschichte. Die BRK ermöglicht auch erst-
malig regionalen Organisationen wie der EU den Beitritt. Nach der 
20. Hinterlegung der Ratifikationsurkunde und der Unterzeichnung 
von 139 Signaturstaaten trat der Vertag am 3. Mai 2008 in Kraft und 
belegt damit Rang 2 der Menschenrechtskonventionen mit den meis-
ten Mitgliedsstaaten. Rang eins belegt die Kinderrechtskonvention.

Wie setzt sich die UN-BRK zusammen?
Die UN-BRK besteht aus zwei völkerrechtlichen Verträgen:
• �Dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rung und
• ��einem Fakultativprotokoll, das besondere Verfahren im Zusam-

menhang mit der Umsetzung der UN-BRK enthält.

Was ist ein Fakultativabkommen?
Ein Fakultativprotokoll oder -abkommen ist die Ergänzung für ein 
internationales Übereinkommen, dessen Unterzeichnung unabhän-
gig vom Vertragswerk und nicht verpflichtend ist. Die Staaten kön-
nen wählen, ob sie nur das Übereinkommen oder auch das Fakulta-
tivabkommen unterzeichnen und ratifizieren wollen.46
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Die Konvention
Der Direktor des Deutschen Instituts für Menschenrechte, Heiner 
Bielefeld, bezeichnet die UN-BRK als „Empowerment“-Konvention, 
die nicht nur eine Abkehr von der traditionellen, am Fürsorgeprin-
zip orientierten Behindertenpolitik signalisiert, sondern auch wich-
tige Impulse für die Weiterentwicklung der Menschenrechtstheorie 
gibt.“ „Sie machte deutlich, dass die Anerkennung von Behinderung 
als Bestandteil menschlichen Lebens zur Humanisierung der Gesell-
schaft insgesamt führt.“ 

Die allgemeinen Bestimmungen der UN-BRK
Die UN-BRK besteht neben der unverbindlichen Präambel aus 50 Ar-
tikeln. Die ersten neun Artikel benennen den allgemeinen Teil der 
BRK, der Bestimmungen enthält, die alle weiteren Artikel des Ab-
kommens mit beeinflussen.47 
Dazu gehören:
• Der Zweck der Konvention (Art. 1),
• die Definitionen (Art. 2) und
• die allgemeinen Prinzipien (Art. 3).
Außerdem Bestimmungen zu
• behinderten Frauen (Art. 6)
• behinderten Kindern (Art. 7)
• Förderung des öffentlichen Bewusstseins über Behinderung (Art. 8)
• Barrierefreiheit (Art. 9)

Der Katalog der Menschenrechte:  
Umsetzung und Überwachung
Die Artikel 10–30 regeln die einzelnen Menschenrechte aus Sicht 
der Menschen mit Behinderung. In den Artikeln 31–40 werden die 
Umsetzung und die Überwachung des Abkommens geregelt.

Schlüsselbestimmungen
In den Artikeln 41–50 werden die üblichen technischen Regelungen 
von Völkerrechtsverträgen, wie z. B. die Ratifikationsbestimmungen 
aufgeführt.

Das Fakultativabkommen oder Protokoll
Das aus achtzehn Artikeln bestehende Fakultativprotokoll (FP) zur 
BRK sieht als Überwachungsverfahren u. a. die Möglichkeit der Indi-
vidualbeschwerde und das Untersuchungsverfahren vor.48 

Der Staatenbericht
Die UN-BRK wird auf internationaler Ebene durch einen Vertrags-
ausschuss, der aus zwölf unabhängigen Expert:innen besteht, über-

https://profession-
politischebildung.de/
grundlagen/diver-
sitaetsorientierung/
grundlagen-durch-
denken/
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wacht. Im November 2008 kamen diese erstmalig zusammen. Der 
Ausschuss überprüft und bewertet regelmäßig Berichte der Unter-
zeichnerstaaten über die Umsetzung der UN-BRK in ihren Ländern.
Dieses Verfahren hat sich in der Vergangenheit bewährt, da es so-
wohl den aktuellen Stand der Inklusionsfortschritte, aber auch die 
Schwächen hinsichtlich ihrer Umsetzung aufzeigt. Nach dem Motto 
„Nichts über uns ohne uns“ sind bei der Kontrolle von Durchfüh-
rung und Umsetzung der UN-BRK die Behindertenverbände und -or-
ganisationen umfassend miteingebunden.

Unterzeichnung, Übersetzung und Ratifizierung 
Deutschland war einer der ersten Mitgliedsstaaten, die die UN-BRK 
sowie das Fakultativprotokoll bereits am ersten Tag der Auslegung 
zur Unterzeichnung, also am 30. März 2007, unterschrieben haben. 
Nach Artikel 59 Abs. 2 GG waren für die Ratifikation der UN-BRK die 
Zustimmung des Bundestages sowie des Bundesrates notwendig. 
An 8. November 2008 schaffte die Bundesregierung mit dem Rati-
fizierungsgesetzentwurf hierfür die rechtlichen Voraussetzungen. 
Die Veröffentlichung folgte am 21. Dezember 2008. Bereits im Vor-
feld der Ratifizierung wurden heftige Diskussionen geführt, da die in 
der Ratifizierung enthaltene deutsche Übersetzung der UN-BRK so-
wie in der Denkschrift zentrale Begriffe wie z. B. „inclusion“ mit dem 
deutschen Wort „Integration“ übersetzt wurden. In der Sachverstän-
digenanhörung wurde dies von Politikern, Verbänden und Wissen-
schaftlern erheblich kritisiert. „Für die juristische Interpretation der 
BRK gilt nach Art. 50 BRK, dass die deutsche amtliche Übersetzung 
nicht maßgeblich ist, weil sie nicht zu den authentischen Fassungen 
der BRK gehört. Der englischen Fassung der BRK kommt besondere 
Bedeutung zu, weil sie die vorrangige Verhandlungssprache in den 
Situationen des Ad-Hoc-Ausschusses war, in denen ohne Simultan-
dolmetscher verhandelt werden musste.“ (Theresa Degener)

Das wird jedoch für die zukünftigen juristischen Interpretationen 
des Ratifikationsgesetzes von Relevanz sein.

Die Bundesregierung erklärte dagegen 2008, dass die Denkschrift 
in die Implementierung der UN-BRK in die deutsche Rechtsordnung 
weder Gesetzesreformen erfordere, noch sei sie mit – über die Ein-
richtung des nationalen Monitorings hinausgehenden – besonde-
ren Kosten verbunden. Aus den Verhandlungsprotokollen des Rati-
fizierungsgesetzes kann man jedoch ersehen, dass es über diesen 
Punkt keinesfalls Einverständnis in der großen Koalition gab.
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Zuständigkeiten auf Bundesebene
Die Federführung bei der Umsetzung der UN-BRK wurde dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales übertragen sowie die Ko-
ordinationsstelle gem. Art. 33 Abs. 1 UN-BRK mit angebunden. Das 
Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) wurde mit der Beglei-
tung der Umsetzung des Übereinkommens beauftragt und auch die 
unabhängige Monitoring-Stelle gem. Art. 33 Abs. 2 UN-BRK dort ein-
gerichtet.49 

Welche Änderungen, welchen Stillstand gibt es seit der  
Ratifizierung der UN-BRK 2009 in Deutschland?
Der Staatenbericht der Vereinten Nationen zur Umsetzung der UN-
BRK in den Vertragsstaaten ist ein absolut neutraler Blick in die Wirk-
lichkeit der Menschen mit Behinderung. Er gibt einen guten Einblick 
in die positiven Bemühungen, vor allem aber deckt er die Verstöße 
gegen die in der UN-BRK garantierten Menschenrechte von Men-
schen mit Behinderungen auf.50 

Der neue Staatenbericht 202351,52

In Genf fand am 29. und 30. August 2023 vor dem UN-Fachausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen die Anhörung 
zum Stand der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in 
Deutschland statt. Die deutsche Delegation bestand aus 26 Vertre-
ter:innen des
• Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,
• dem Bundesministerium der Justiz,
• dem Bundesministerium für Gesundheit,
• der Kultusministerkonferenz der Länder sowie
• �dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange 
   von Menschen mit Behinderungen und
• �der Beauftragten der Hessischen Landesregierung 
   für Menschen mit Behinderungen

Die Umsetzung der UN-BRK in Deutschland:  
Stand 2023
Diese Bereiche der Inklusionspolitik in Deutschland wurden kritisch 
hinterfragt: Bewusstseinsbildung, Disability Mainstreaming, Barrie-
refreiheit im privaten Sektor, rechtliche Betreuung, Zwangsmaßnah-
men und Freiheitsentziehung, Gewaltschutz, der Umgang mit ge-
flüchteten Menschen mit Behinderungen, Deinstitutionalisierung, 
inklusive Bildung und die gleichberechtigte Teilhabe am Arbeits
leben.
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Was gibt es Positives zu berichten
Der Ausschuss begrüßt die Maßnahmen, die Deutschland seit den 
letzten abschließenden Bemerkungen im Jahr 2015 zur Umsetzung 
des Übereinkommens ergriffen hat. Er begrüßt insbesondere die le-
gislativen und politischen Maßnahmen zur Förderung der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen, darunter: 
•  Die Initiative des Bundes für Barrierefreiheit von 202253,
•  �der Erlass des Gesetzes zur Stärkung der Barrierefreiheit (BFSG) von 

202154,
•  �die Verabschiedung des Gesetzes über die Reform des Vormund-

schaftsgesetzes für Kinder und Erwachsene von 202155,
•  �die Verabschiedung des Gesetzes zur Stärkung von Kindern und 

Jugendlichen (KJSG) von 202156, 
•  �der Koalitionsvertrag von 202157,
•  �die Verabschiedung des Gesetzes zum Schutz von Kindern mit Va-

riationen in der Geschlechtsentwicklung von 202158,
•  �die Änderung des Bundeswahlgesetzes und anderer Rechtsvor-

schriften im Jahr 2019, mit der die Einschränkungen des Wahl-
rechts von Menschen mit Behinderungen aufgehoben werden59,

•  �die Verabschiedung des Family Members Relief Act von 202060,
•  �den Erlass des Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbe-

stimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabege-
setz – BTHG) von 201661. 

Der Ausschuss beanstandet mehrere konkrete Situationen für 
Menschen mit Behinderung und empfiehlt Deutschland konkre-
te Handlungsaufträge. 
Diese können im vollständigen Artikel nachgelesen werden:  
https://selbstaktiv-bayern.de/ueber-uns/politik/vortrag-krueppel-
war-gestern-heute-ist-mensch-vom-darwinismus-zur-inklusion/

Definition „Behinderung“
(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in 
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren 
an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. (§ 2 
Abs. 1, Sozialgesetzbuch SGB XI BTHG.)62 
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Und wo stehen wir heute?
Der AfD-Bildungspolitiker Harm Rykena spricht von „Rückabwick-
lung“ der Inklusion und verweist auf Berichte, wonach dieses Modell 
in der Praxis auf nicht unerhebliche Schwierigkeiten stoße. „Deswe-
gen schlage die AfD nicht eine langsamere und behutsamere Um-
setzung der Inklusion vor, wie es vor Jahren die FDP getan hatte, 
sondern sie fordert den schrittweisen Ausstieg – trotz der Tatsache, 
dass die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) die Inklusion 
zwingend vorgibt. 33 Millionen Euro, die im Etatentwurf für Investiti-
onen zur Verbesserung der Inklusion an Schulen vermerkt sind, kön-
nen nach den Vorstellungen der AfD deshalb gestrichen werden.“ 
Auszug aus Rundblick; Politikjournal Niedersachsen 11.12.2019 63

19. April 2014: Die AfD im saarländischen Landtag
Die AfD im saarländischen Landtag unterscheidet zum Thema För-
derschulen zwischen „normalen“ und „kranken“ Kindern. „Was aber 
unter keinen Umständen geht, ist, dass in einem Krankenhaus oder 
der gleichen Abteilung auch Menschen mit übertragbaren Krank-
heiten, schweren ansteckenden Krankheiten sind“. … „In der Schule 
haben wir die gleiche Situation. Durch die Inklusion werden an Schu-
len „Kinder mit Downsyndrom (...) zusammen mit anderen Kindern, 
die ganz normal, gesund sind unterrichtet “…. „AfD vergleicht För-
derschüler mit ansteckenden Patienten“, berichtet von Ute Kirch64.

12. März 2018
Die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag will von der Bundesregie-
rung wissen, wie sich die Zahl der Schwerbehinderten in Deutsch-
land seit 2012 entwickelt habe, insbesondere die Erbkrankheiten 
und Ehen in der Familie.65 

20. März 2019
Der Bundestag debattiert über einen Bluttest, mit dem Trisomie 21, 
also das Downsyndrom, ohne gesundheitliche Risiken rechtzeitig er-
kannt wird.66,67

11. Dezember 2019:
AfD will „Rückabwicklung“ der Inklusion
Der AfD-Bildungspolitiker Harm Rykena spricht von „Rückabwick-
lung“ der Inklusion. Nach Ansicht der AfD sei die früher übliche Auf-
teilung in Förderschulen und allgemeinbildende Schulen besser 
gewesen – auch für behinderte Kinder. Zudem sei dieses Modell 
weitaus kostengünstiger. Auszug aus Rundblick; Politikjournal Nie-
dersachsen vom 11.12.201968
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Vorwärts in die Vergangenheit
Aufruhr in Rheinland-Pfalz: Eine Kreistagsfraktion der AfD beschreibt 
in einem Schreiben zwei Menschen mit Behinderung als „Problem-
fälle“ … Die AfD-Fraktion im Kreistag von Bad Kreuznach hat mit ih-
rer schriftlichen Stellungnahme zum Haushalt für Entsetzen gesorgt. 
… In dem Text werden unter anderem zwei behinderte Menschen 
als „Problemfälle“ diskriminiert, die „durch ihr krankhaftes asoziales 
Verhalten“ den Kreis mit „einer kaum nachvollziehbaren Summe“ 
belasteten. 69

Wie könnte unsere Zukunft aussehen?
Konrad Adam (Eh. Bundessprecher der AfD) 2006: „38 Millionen Er-
werbstätigen stehen rund 20 Millionen Rentner und Pensionäre, 
8 Millionen Behinderte, 6 oder 7 Millionen Arbeitslose und 2 Millio-
nen Studenten gegenüber: Leute, die es als ihr gottgewolltes Recht 
betrachten, von dem zu leben, was andere für sie aufbringen müs-
sen.“ Artikel: Warum soll ich für Sie bezahlen?, von Konrad Adam, 
20.5.200670

Monitor Film: „Der AfD-Staat: 
Rechtsextremisten an der Macht?“
Was wäre, wenn die AfD in Deutschland an 
die Macht käme? Wenn AfD-Politiker wie 
der Thüringer Landesschef Björn Höcke re-
gieren könnten? Was würde das bedeuten 
für Zugewanderte, für Minderheiten, für 
die soziale Gerechtigkeit, für Grundrechte 
wie Meinungs- und Pressefreiheit und die 
Demokratie? Wir haben ein Experiment 

gemacht und die Künstliche Intelligenz ChatGPT gefragt, wie unser 
Land aussähe, wenn die AfD regieren würde. Die Antworten der 
KI auf die Frage, wie ein von der AfD regierter Staat aussähe, fielen 
düster aus: Massenauswanderung, Wirtschaftskrise, Einschränkung 
von Grundrechten. Nur eine Dystopie? Klar. Natürlich kann ChatGPT 
nicht die Zukunft vorhersagen. Aber die KI wurde mit Millionen von 
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Daten gefüttert. Mit Texten, Büchern, öffentlich zugänglichen Infor-
mationen. ChatGPT kennt also auch die Programme der AfD, weiß, 
was AfD-Leute sagen und schreiben und was über die Partei berich-
tet und geforscht wird. Und: Für den Film hat MONITOR die Antwor-
ten der KI mit der Realität abgeglichen. Ergebnis: Programmatik und 
konkrete Entscheidungen der AfD zeigen, dass die Realität von den 
Szenarien der KI in vielen Bereichen nicht weit entfernt ist. 71

Zitat Thomas Hartung (eh. Sächsischer AfD-Vize):
„Ich spreche einem Menschen mit Trisomie 21 die Befähigung ab, 
in Deutschland den Hochschulberuf eines Lehrers zu ergreifen, und 
gebe kund, dass ich als Nichtbehinderter von einem solchen nicht 
unterrichtet werden möchte. Dafür muss ich mich im Deutschland 
des Jahres 2014 rechtfertigen.“ „Spätestens, wenn die ersten Bil-
dungsverschlimmbesserer eine Down-Syndrom-Quote unter der 
deutschen Lehrerschaft einfordern, sprechen wir uns wieder.“72

 
Hartung bezog sich auf einen spanischen Lehrer mit Down-Syndrom 
(bekannt aus dem Film „Me too“), über den er in einem Posting auf 
Facebook gelästert hat: „Was sagt uns das: Sei nur blöd genug, reise 
in der Welt herum, die Dummen wenden sich schon ganz allein dir 
zu. (...) Wo soll das hinführen, wenn es als normal gezeigt wird?“ (Juni 
2014, gelöscht).73 

Aus dem AfD Wahlprogramm Baden Württemberg
„Inklusion nicht zu Lasten lernwilliger und begabter Kinder erzwin-
gen und Überforderung der Lehrkräfte vermeiden: Die Inklusion darf 
nicht das Lernen der Mitschüler beeinträchtigen, denn auch diese 
haben ein Recht auf optimale Förderung. Bei schwerer körperlicher 
oder geistiger Behinderung kann die Inklusion leicht zur Überforde-
rung der Mitschüler und Lehrkräfte sowie der betroffenen Schüler 
selbst führen. … Es ist Aufgabe des Lehrers, einen guten Unterricht 
für begabte Schüler zu bieten und hier eine hohe Fachkompetenz zu 
zeigen. Eine Überfrachtung mit fachfremden Kompetenzen ist nicht 
zu verlangen. Es ist von Vorteil für alle Betroffenen, wenn schwer 
lernbehinderte Kinder in Sonderschulen unterrichtet werden.“74

AfD Zitate
„Die politische Korrektheit gehört auf den Müllhaufen der Geschich-
te“ – Alice Weidel, AfD, Parteitag am 23.4.2017 in Köln75

„Wir sollten eine SA gründen und aufräumen!“ – Andreas Geithe, AfD76 
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„Immerhin haben wir jetzt so viele Ausländer im Land, dass sich ein 
Holocaust mal wieder lohnen würde.“ – Chatprotokoll Marcel Grauf, 
kontextwochenzeitung.de, „wir schweigen nicht“, 13.11.201977 

Höcke Rede zum Thema „Ansturm auf Europa“ zur Herbsttagung des 
Institut für Staatspolitik am 21. und 22. November 2015: Höcke re-
feriert, dass Afrika eine andere „Reproduktionsstrategie“ als Europa 
verfolge. In Afrika herrsche die „r-Strategie“ im Gegensatz zu Euro-
pa, wo die „K-Strategie“ überwiege.

Mit diesen Begriffen bezeichnen Biologen Unterschiede bei der Fort-
pflanzungsstrategie von Lebewesen. Als „r-Strategen“ gelten Arten, 
die möglichst viele Nachkommen zeugen, damit einige überleben. 
Im Gegensatz dazu sprechen Biologen bei Säugetieren, insbeson-
dere bei Menschen, von der „K-Strategie“, bei der wenige Jungen 
zur Welt gebracht werden, um die sich die Eltern dann aber intensiv 
kümmern.78

Auszug aus Björn Höcke Rede Januar 2024: Höcke redet von  
„20, 30  Prozent weniger Menschen“, das kann Deutschland ohne 
Probleme verkraften, was „ökologisch“ sinnvoll ist“; über die Leis-
tungsgesellschaft der Deutschen und über biologistischen Sozial-
darwinismus. 79

Sozialdarwinismus
Die Grundlage des frühen Sozialdarwinismus war das Nichteingrei-
fen des Staates in die Geschicke sozial schwacher Menschen und 
die These, dass nur der Markt alles regeln könne, dürfe und solle. 
Überleben sollten dadurch nur die Stärksten, da nur sie den Anfor-
derungen der Gesellschaft, der Wirtschaft und des Lebens gewach-
sen seien, sich durchsetzen könnten und so die Gesellschaft voran-
bringen würden.

Sozialdarwinisten gestern
„Sozialdarwinisten vertreten die Ansicht, dass Schwache weniger 
wert sind als Starke und Behinderte oder chronisch Kranke eine Last 
für die Allgemeinheit sind. Sie behaupten, es schwäche eine Gesell-
schaft, wenn sie auf Schwache Rücksicht nehme. Solidarität wird von 
ihnen als hinderlich empfunden, Gleichberechtigung als „wider die 
Natur“.“80 

Sozialdarwinismus heute
Rechte Parteien und Rechtsextremisten halten bis heute an diesen 
Einstellungen fest. Sie ist ein wichtiger Teil rechtsextremen Denkens.
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Zitat Udo Pastörs, NPD-Vorsitzender Landtagsfraktion Mecklenburg-
Vorpommern am 31. Januar 2007 in der Plenarrede im Landtag;  
zitiert nach Pressemitteilung der Präsidentin des Landtages Meck-
lenburg-Vorpommern Sylvia Bretschneider vom 20.9.2007.
„Unser erstes Augenmerk hat dem Gesunden und Starken zu gelten. 
Dieses ist zuallererst zu fördern und zu unterstützen. Dies ist keine 
Selektion, sondern einfache Logik.“81,82

Studie über Sozialdarwinismus
Dass dieses Denken kein Alleinstellungsmerkmal der rechten Sze-
ne ist, stellen die Leipziger Sozialwissenschaftler Elmar Brähler und 
Frank Decker in einer Studie fest, in der 14,5 Prozent der Bevölkerung 
(West: 13,8 – Ost: 17,1) dieser Aussage zustimmten: „Wie in der Natur 
sollte sich in der Gesellschaft immer der Stärkere durchsetzen.“83

Inklusion ist die Achtung der Unterschiedlichkeit und Akzeptanz 
als Teil der menschlichen Vielfalt, sowie die volle und wirksame Teil-
habe und Einbeziehung aller in die Gesellschaft. Es gilt der Grund-
satz der Gleichwertigkeit eines jeden Individuums, ohne dass Nor-
malität vorausgesetzt wird. Inklusion ist der Anspruch auf Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität aller.
 

„Die Menschenrechte beginnen,  
wo die Vorurteile aufhören!“ 

Marie-Joseph Motier Marquis de Lafayette (1757–1834) 

Lafayette lebte von  
6. September 1757  
bis 20. Mai 1834.

Er war ein Französi-
scher Général de  
division und Politiker 
und kämpfte für die 
Abschaffung der  
Sklaverei, der religiö-
sen Toleranz und der 
Pressefreiheit. 
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